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Sachverhalt

Das Kind N wurde im Nov.2003 in ein Spital nach einer Misshandlung durch den Stiefvater hospitalisiert. Aufgrund der dortigen Krisenintervention platzierte die Vormundschaftsbehörde N in einem Schulheim. Die Kindsmutter hat aufgrund der Gewaltsituation selber den Entzug der Obhut und der Platzierung beantragt. Die VB hat daraufhin eine Beistandschaft nach Art 308

Abs.1-3 ZGB in Verbindung mit Art.310 ZGB errichtet.

In der Zwischenzeit sind die Eltern an einen neuen Wohnort gezogen und die Beistandschaft wurde an den neuen Wohnort übertragen. Mir wurde das Mandat übertragen. Über die jetzt zuständige Vormundschaftsbehörde habe ich versucht, Akteneinsicht in die Vorgeschichte zu erhalten. Über die Gewaltvorkommnisse und die Misshandlung sind keine schriftlichen Angaben bei der ehemaligen VB vorhanden. Die Kinderschutzgruppe verweist auf ihre Schweigepflicht und verweist an das Schulheim. Das Schulheim verweist an die Kinderschutzgruppe. Die VB hat keine Unterlagen. Die Eltern sehen das als einmaligen Unfall und verweigern die Entbindung von der Schweigepflicht der Kinderschutzgruppe des Spitals gegenüber.

Frage:

1. Gibt es noch eine weitere Alternative, um an die Vorinformationen zu kommen bzw. das Spital aufzufordern, seine Informationen weiterzugeben.

2. Wie verträgt sich dies mit den Erfordernissen eines  Kinderschutzfalls, in dem das Wohl des Kindes im Vordergrund steht, wenn das Helfersystem nicht zusammen arbeitet, sondern sich auf die Schweigepflicht zurückzieht.

Antwort:

Grundsätzlich dürfen Daten an Drittpersonen (das sind Sie im vorliegenden Fall)bekannt gegeben werden, wenn

- eine gesetzliche Grundlage besteht (Fürsorgepflichten, Anzeigepflicht etc.); oder

- die Daten für den Empfänger zur Erfüllung seiner öffentlichen Aufgabe notwendig sind (Amtshilfe); oder

- die betroffene Person in die Bekanntgabe ausdrücklich oder stillschweigend einwilligt.(DSG Art. 10).

Im vorliegenden Fall willigen die Eltern nicht ein. Es bleibt zu prüfen, ob die Kindesschutzgruppe und/oder das Schulheim eine gesetzliche Pflicht trifft, Ihnen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Ich gehe davon aus, dass die Kindesschutzgruppe seinerzeit nach der Hospitalisation des Kindes Auskünfte erteilt hat, die dann, wenn auch mit Einverständnis der Mutter, zu einem Obhutsentzug und zu einer Beistandschaft geführt haben. In diesem Fall ist ihre Haltung verständlich. Sie will und muss nicht ohne Not viel später gegen den Willen der Eltern Auskunft geben, wenn keine akute Gefährdung für das Kind mehr besteht.

Das Schulheim ist in einer anderen Situation. Es hat nach wie vor einen Auftrag gegenüber dem früher misshandelten Kind genau wie sie als Sozialarbeiter im Rahmen der Beistandschaft. Das Heim ist allgemein und mit Bezug auf die Misshandlung verpflichtet, Ihnen als Beistand jene Auskünfte zu erteilen, die Sie für die Erfüllung Ihres Mandates brauchen. Als Beistand sind Sie legitimiert, diese Auskunft zu verlangen, notfalls mit Unterstützung der zuständigen VB.

Was aber im vorliegenden Fall erstaunt und unverständlich ist: die VB, welche den Obhutsentzug und die Beistandschaft angeordnet hat, soll keine schriftlichen Akten haben!? Hier ist doch ein Verfahren gelaufen. Die Mutter musste angehört und davon ein Protokoll verfasst werden. Ein so massiver Eingriff kann doch nicht formlos und mit pauschaler Begründung im Anordnungsbeschluss erfolgen, auch nicht wenn die Mutter damit einverstanden ist. Auch bei der Überweisung der Massnahme an die neue VB hätte ein Überweisungsbericht des früheren Beistandes mitgeliefert werden müssen und aus dem Überweisungsbeschluss hätte hervorgehen müssen, weshalb die Beistandschaft und der Obhutsentzug aufrechtzuerhalten sind. Falls dies alles gefehlt hat, hätte die neu zuständige VB dies verlangen müssen. Wie wollen Sie ihr Mandat ausüben, wenn alle Informationsträger "mauern". Das wäre ein Grund, das Mandat wegen Unerfüllbarkeit zurückzugeben.

Die generelle Frage, die Sie aufwerfen, ist ebenso klar zu beantworten. Es gibt keinen Kindesschutz wenn die beteiligten Instanzen sich auf ihre Schweigepflicht berufen und nicht zusammenarbeiten. Sie sind dazu nicht nur ermächtigt, sondern verpflichtet (vgl. u.a. StGB Art. 358 bis und ter).
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